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Bankenkrise

Linie umschwenkte, kam fürKel-
ler-Sutter offensichtlich uner-
wartet – oder jedenfalls konnte
sie es nicht verhindern.

Ganz grundsätzlich aber ge-
lang es ihr nicht, gegenüber dem
notrechtsmüden und zerstritte-
nen Parlament als Leaderin auf-
zutreten. Siewird für ihre Arbeit
zwar durchaus auch gelobt –
etwa von GLP-Präsident Jürg
Grossen, der sie als «authentisch,
sachlich und beherzt» erlebte.

Bei anderen jedoch, der SVP
etwa, kam sie nie auch nur in die
Nähe eines Konsenses. «Ich soll
den grössten Kredit aller Zeiten
sprechen, ohne dass ich alle Hin-
tergründe kenne. Laut Bundes-

rätin Keller-Sutter ist diese Lö-
sung alternativlos – ich bin da-
von einfach nicht überzeugt.
Warum hat sie nicht stattdessen
die Nationalbank ermächtigt, die
CS unbegrenzt mit Liquidität zu
versorgen? Sogar eine Verstaat-
lichung der CS wäre besser, zu-
mindest ehrlicher gewesen», sagt
der Schaffhauser SVP-Ständerat
Hannes Germann.

Bei Grünen-Präsident Baltha-
sarGlättliwiederum steht sie un-
ter Ideologieverdacht. «Ihr war
offenkundig eine Lösung wich-
tig, von der sie behaupten konn-
te, es sei keine staatliche Banken-
rettung. Mir ist allerdings ein
Rätsel, wie man so was sagen

und gleichzeitig einen dreistel-
ligen Milliardenkredit sprechen
kann.»

Sie vergisst nie
Wenn auch die Urteile über Kel-
ler-Sutter imGenerellen differie-
ren, in einem Punkt stimmen sie
meist überein: Keller-Sutter will
die Dinge immer unter Kontrolle
haben, und sie vergisst nie,wem
sie Demütigungen undNiederla-
gen zu verdanken hat. Ein hoch-
rangiger Parlamentarier rechnet
denn nun auch mit einer Art
«Kriegszustand» zwischen Kel-
ler-Sutters FDP und der SP.

ThierryBurkart,FDP-Präsident
undengerAlliierterKeller-Sutters,

lehnt zwardasmartialischeVoka-
bularab.Erwirft derSPaufgrund
ihres Abstimmungsverhaltens
aber unverblümt «Wortbruch»
vor. Man habe im Ständerat das
SP-Anliegen für Gesetzesände-
rungen «praktisch unverändert
übernommen». Die SP habe zu-
vorgesagt, dass sie in diesemFall
denKrediten zustimmenwerde–
aber offensichtlich habe sie nie
zustimmen wollen. «So gewinnt
manvielleichtWahlen,aber scha-
det dem Land.» Bei seiner Bun-
desrätin will Burkart im Übrigen
keine Schuldverorten: Sievertre-
te die PositionendesGesamtbun-
desrats.

Was Keller-Sutter selber zu al-
ledem sagt? Das will auch die
Journalistentraube wissen, die
sich gesternNachmittag um 14.15
Uhr–dieDebatte imBundeshaus
ist soeben zuEnde–vordemEin-
gang des Nationalratssaals
drängt.Präzisergesagt: vor jenem
bestimmten Eingang, durch den
Bundesrätinnen und -räte nach
erfolgtemEinsatz denSaal zuver-
lassen pflegen und wo sie gele-
gentlichnoch ein Statement indie
Mikrofone abgeben.DasMedien-
interesse ist diesmal besonders
gross,man späht gespannt durch
die geöffnete Flügeltür.

«Sie geht auf der anderen Sei-
te raus!», ruft da plötzlich je-
mand. Einige hasten noch zum
Hinterausgang des Saals, doch zu
spät. Karin Keller-Sutter, dieme-
dial zuletzt Omnipräsente, hat
sich bereits wortlos verzogen.

Die Notrettung der Credit Suisse
(CS) fand hinter verschlossenen
Türen und ohne direkte demo-
kratische Mitsprache statt. Die
Zerschlagungdes SchweizerBan-
kenplatzes,wie er heute besteht,
könnte dagegen hochöffentlich
an einem Abstimmungssonntag
erfolgen: So schwebt zumindest
Christoph Blocher, Alt-Bundes-
rat (2003–2007) undmit 82 noch
immer Vordenker der SVP, die
UltimaRatio derGrossbankenre-
gulierung vor.

An der Fraktionssitzung sei-
ner Partei vor Beginn der ausser-
ordentlichen Session zurCS-Ret-
tung hat Blocher die Idee einer
Volksinitiative eingebracht, wie
CHMedia berichtete. «Es gab die
Swissair 2001, die UBS 2008 und
jetzt die CS – es wird immer
schlimmer», zählt Christoph Blo-
cher am Telefon den Crash ver-
schiedener Institutionen der
Schweizer Wirtschaft auf. «Ich
habe unseren Fraktionsmitglie-
dern gesagt, dass es das Aller-
dringlichste sei, in guten Zeiten
dafür zu sorgen, dass so etwas
nie mehr vorkommen kann.»

Inhaltlich würde die Initiati-
ve fordern,was die SVP seit dem
Kollaps der CS auf allen Kanälen
verlangt: dass es in der Schweiz
keine Banken mehr geben soll,
die so gross sind, dass sie nicht
in Konkurs gehen können, ohne
schlimmen Schaden in derVolks-
wirtschaft anzurichten – und
sich der Staat zur Rettung ge-
zwungen sieht.

Die SVP hat in der aktuellen
Session eine entsprechende Mo-
tion eingereicht; sie dürfte kom-
mendes Jahr ins Parlament kom-
men. Erst nach einer allfälligen
Ablehnung dürfte die Vorberei-
tung der Initiative beginnen.Wie
stark er sich selbst für die Initia-
tive engagieren werde, lässt Blo-
cheroffen.«Wenneshochkommt,
bin ich 90-jährig, bis sie zur Ab-
stimmung kommt. Da muss ich
schauen,wie gut ich noch mag –
das ist halt im Leben so.»

«Es ist eben
Grössenwahn»
An konkreter Regulierung hat
das Parlament in der Session
nichts beschlossen. Es lehnte
denVerpflichtungskredit für die
CS-Rettung ab, was allerdings
nur symbolischen Charakter hat.
Entscheidend für das Nein im
Nationalratwaren SP,Grüne und
SVP, die allesamt bereits jetzt Zu-
sagen für eine schärfere Regulie-
rung forderten, deren Forderun-
gen sich aber nicht deckten.

«MeineAngst ist gross, dass es
wieder so rauskommt wie vor
zehn Jahren und Bundesrat und
Parlament am Schluss keine ge-
scheite Regulierunghinbringen»,
sagt Blocher. Damals hatten die
SVPunddie SP imNationalrat die
ForderungnacheinemTrennban-
kensystemunterstützt,das die In-
vestmentbankvonderGeschäfts-
bank und derVermögensverwal-
tung getrennt hätte.

Der Ständerat, dominiert
durch die Mitteparteien, lehnte
die Vorlage später jedoch ab.
Stattdessen einigte sich die Po-
litik auf die heute gültige «Too
big to fail»-Regulierung, die dem
Bundesrat nicht tauglich zurAn-
wendung schien, als sie vor
knapp einem Monat hätte zur
Anwendung kommen können.

«Ich halte es für wahrschein-
lich, dass es wiederum zu einer

detaillierten bürokratischen Re-
gulierung aller Banken kommt,
bei der die Finanzmarktaufsicht
und der Bundesrat allen Banken,
auch der neuenUBS, genauer im
Detail auf die Finger schauen
wollen, ohne dass es hilft», sagt
Blocher. «Es ist eben Grössen-
wahn, zu glauben, man könne
von aussen abschätzen, welche
Geschäfte ins Verderben führen
undwelche nicht», sagt er. Sonst
hätte die Finanzmarktaufsicht
bereits die CS vor Finanzskanda-
len wie jenen um die Greensill-
Fonds warnen können.

«Natürlich werden
die Banken davor warnen»
Stattdessen skizziert Blocher sei-
nen Plan für die Lösung: «Alle
Banken, die noch systemrelevant
sind,müssten sich so aufstellen,
damit sie neu untergehen könn-
ten, ohne die Volkswirtschaft in
der Schweiz und imAuslandmit-
zureissen.Wie sie das erreichen
wollen, müssten sie sich vom
Bundesrat absegnen lassen.»

Zurzeit gelten in der Schweiz
die UBS, Raiffeisen, die Zürcher
Kantonalbank (ZKB) und die
Postfinance als systemrelevant.
Unddiemüssten sich alleverklei-
nern? «Hinter ZKB und Postfi-
nance steht derStaat.DerKanton
Zürich beziehungsweise die Post

müssen alsAktionäre die Bank so
aufstellen,dass es nicht zu einem
Flurschaden kommen kann, und
sie im Extremfall auch retten.»

Raiffeisen dagegen, die be-
sonders stark imHypothekenge-
schäft exponiert ist, müsse sich
überlegen,welche Regeln sie sich
selbst auferlege, um beim Plat-
zen einer allfälligen Immobilien-
blase keinen volkswirtschaftli-
chen Schaden anzurichten.

Es dürfte sich bei der vorge-
schlagenen Regulierung à la SVP
also vor allem um eine Lex UBS
handeln. An gravierende Folgen
für den Schweizer Bankenplatz
glaubt Blocher nicht. «Natürlich
werden die Banken davor war-
nen undvor allem dasArgument
der Arbeitsplätze bringen. Aber
dann müsste der Staat Tausen-
de Firmen jährlich retten, nurda-
mit keine Menschen arbeitslos
werden. Leute, die überzählig
sind, können Sie nun mal nicht
retten.»

Stimmen, die gar vor einem
allfälligen Wegzug der UBS aus
der Schweiz bei einerVerschlech-
terung derRahmenbedingungen
warnen, entgegnet Christoph
Blocher: «Ich glaube nicht, dass
dieVerknüpfung des amerikani-
schen Investmentbanking die
Voraussetzung ist für den Betrieb
einer Schweizer Bank.» Wenn
eine gewisse Verlagerung ins
Ausland unausweichlich wäre,
sei dies vertretbar. «Zumindest
wäre das besser, als weitere un-
tragbare ‹Too big to fail›-Fälle zu
produzieren.»

Konrad Staehelin

Blocher droht
mit UBS-Initiative
Keine weitere Bankenpleite Der SVP-Übervater
traut Bundesrat und Parlament nicht.

duzieren. Der Bundesrat sollte
unter anderem eine substanziel-
le Erhöhung einer harten, unge-
wichteten Eigenkapitalquote
und eine gesetzliche Beschrän-
kung der Boni für die Banken-
Spitzen prüfen.

— Die SP-Fraktion beschloss da-
raufhin, ins Ja-Lager zu wech-
seln: EineMehrheit der Fraktion
werde zustimmen, sagte Frakti-
onschef RogerNordmann imRat.
«Wir sind mit dieser Absicht in
den Saal gegangen», versicherte
er später. Die Grünen sprachen
bereits von einem «Pyjama-
Deal» zwischen SP und FDP.

— Doch dann äusserte sich Fi-
nanzministerin Karin Keller-Sut-
ter zur Eigenkapitalquote. Auf
Fragen sagte sie, im Rahmen der
Umsetzung des internationalen
Regelwerks Basel III seien ohne-
hin Anpassungen auf Verord-
nungsebene geplant. Die Regeln
würden «etwas verschärft». Die
Sozialdemokraten verloren dar-
aufhin laut Nordmann das Ver-
trauen. «Die SP hat ihre Hand
ausgestreckt, doch die Bürgerli-
chen und der Bundesratweigern
sich, schärfere Rahmenbedin-
gungen für das Bankgeschäft zu
schaffen», teilte die Partei an-
schliessend mit.

— Angenommen hat das Parla-
ment eine Reihe von Postulaten.
Dabei handelt es sich um Prüf-
aufträge.DerBundesratmussun-
tersuchen,wie es zum CS-Versa-
gen kam.Weiter muss er prüfen,
wie sich die Fusion von UBS und
CS auf den Wettbewerb und die
Volkswirtschaft auswirkt und ob
das Instrumentarium der Natio-
nalbank ausreicht.Auch dieMög-
lichkeit vonVerantwortlichkeits-
klagenwill das Parlament geprüft
haben. Finanzministerin Keller-
Sutter hat einen Bericht innert
Jahresfrist angekündigt.

Charlotte Walser
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